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Bezirksregierung Köln Köln, 15.04.2015 
Az.: 32/64.2-9.2 Tel.: 0221/147-2387 
 Herr Baums 
 
 
 
 
 

Ergebnisniederschrift 
über den Termin zum Ausgleich der Meinungen mit den beteiligten Behörden 

und Stellen 
im Braunkohlenplanverfahren 

Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath 
am 13. April 2015 im Hause der Bezirksregierung Köln, Plenarsaal 

 
Vorsitzender:  Herr Hundenborn 

Anwesende:  siehe beigefügte Anwesenheitsliste 

Beginn:  09:00 Uhr 

Ende:   09:30 Uhr 

 

 

Herr Hundenborn begrüßt alle Anwesenden zur Erörterung der im o.g. Verfahren von 

den Beteiligten vorgebrachten Anregungen gemäß § 28 Landesplanungsgesetzes 

NRW. 

 

Zunächst gibt Frau Brüggemann anhand von Folien einen Überblick über das bishe-

rige Verfahren (Anlage). 

 

Anschließend informiert Herr Hundenborn über den geplanten Ablauf des Termins. 

Die Einladung an die Beteiligten sei mit Schreiben vom 12.03.2015 an alle Verfah-

rensbeteiligten versandt worden. Die Unterlagen hierzu wurden Ihnen mit den 

Schreiben vom 23.03.2015 bzw. vom 01.04.2015 übersandt. Die Unterlagen umfass-

ten: 

- die Kurzfassung der Anregungen aus der Beteiligung und der Offenlage mit den 

Stellungnahmen der Regionalplanungsbehörde Köln, 

- den Braunkohlenplan Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, 

Berverath, Entwurf Stand März 2015 sowie 

Anlage 1 zu DrsNr.: AK UmsKey,K,U,O,B 006 
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- den Entwurf der Revierweiten Regelung zu Umsiedlungen im rheinischen Braun-

kohlenrevier 2015. 

 

Nach § 68 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW sei der Erörterungstermin nicht 

öffentlich und es werde eine Niederschrift gefertigt, die den Anforderungen des § 68 

Abs. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW entspräche. Das Ergebnis der Erörterung 

in Form der Feststellung, über welche Anregungen unter den Beteiligten Einigung 

erzielt worden sei und über welche Anregungen abweichende Meinungen bestünden, 

würde unter der jeweiligen Nummer des Beteiligten und der Anregung als Erörte-

rungsergebnis festgehalten. Diese Niederschrift würde allen Beteiligten zur Verfü-

gung gestellt werden. 

Der Arbeitskreis Umsiedlung Keyenberg, Kuckum, Unter-/Oberwestrich, Berverath 

und der Braunkohlenausschuss werde über alle fristgemäß eingegangenen Anre-

gungen und über das Ergebnis des Erörterungstermins unterrichtet und prüfe die An-

regungen. 

 

Zum Ablauf des Erörterungstermins führt Herr Hundenborn weiter aus, dass anhand 

der vorliegenden Synopse alle Beteiligten, die Anregungen vorgebracht hätten in der 

Reihenfolge der Beteiligtennummer aufgerufen würden. Der Beteiligte könne sich 

dann zu den Anregungen und die von der Regionalplanungsbehörde hierzu verfasste 

Stellungnahme äußern. Anschließend würden dann zu den einzelnen Anregungen 

mit dem jeweiligen Beteiligten festgehalten werden, über welche Anregungen Einig-

keit erzielt wurde und welche Anregungen aufrecht gehalten würden. 

 

Gegen diese Vorgehensweise wurden keine Einwände erhoben. 

 

Anschließend rief Herr Hundenborn die einzelnen Beteiligten entsprechend dem vor-

her abgestimmten Ablauf auf. 

 

Das Ergebnis der Erörterung in Form der Feststellung, über welche Anregungen un-

ter den Beteiligten Einigung erzielt wurde und über welche Anregungen weiterhin 

abweichende Meinungen bestehen, ist aus der beiliegenden Synopse ersichtlich. 
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Die Anregung 13/11 (Stadt Erkelenz) bezieht sich auf die Anregungen der Offenlage, 

die die Stadt Erkelenz sich zu Eigen gemacht hat. Über die Anregungen wurde im 

Termin mit der Stadt Erkelenz Einigung erzielt. 

 

Das Landesbüro der Naturschutzverbände (Beteilgter Nr. 30) hat schriftlich zum 

Termin mitgeteilt, dass alle Anregungen aufrechterhalten werden; u.a. mit dem Ver-

weis auf die Studie vom Öko-Institut vom 23.03.2015 "Braunkohleausstieg NRW: 

Welche Abbaumengen sind energiewirtschaftlich notwendig und klimapolitisch mög-

lich?". 

 

Frau Brüggemann weist darauf hin, dass zu den Anregungen aus der Offenlage Nr.: 

49/15 bis 49/18 zwischenzeitlich eine Anpassung der Revierweiten Regelung erfolg-

te. Die Stellungnahme der Regionalplanungsbehörde sei deshalb in "berücksichtigt" 

abzuändern. 

 

Herr Hundenborn bedankt sich bei den Beteiligten für die Mitarbeit und beendet den 

Erörterungstermin um 09:30 Uhr. 

 

 

 

     Vorsitzender       Protokollführer 

gez. Hundenborn         gez. Baums 
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